
Öffentliche Spitäler: Gesetz 331.100

Gesetz über die öffentlichen Spitäler des Kantons Basel-Stadt
(Öffentliche Spitäler-Gesetz, ÖSpG)

Vom 16. Februar 2011 (Stand 1. Januar 2012)

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

gestützt auf § 27 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 1), nach Einsichtnah-
me in den Ratschlag des Regierungsrates Nr.     10.0228.01   vom 24. August 2010 sowie in die Berichte 
der Gesundheits- und Sozialkommission und dem Mitbericht der Finanzkommission  Nr.     10.0228.02   
vom 12. Januar 2011,

beschliesst:

I. Allgemeines

§  1
1 Dieses Gesetz regelt die Rechtsstellung, die Organisation und die Aufgaben des Universitätsspitals  
Basel, der Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel und des Felix Platter-Spitals (öffentliche Spi-
täler).
2 Die öffentlichen Spitäler tragen dazu bei, eine wirksame, zweckmässige und wirtschaftliche Spital-
versorgung zu gewährleisten.

II. Rechtsform

§  2
1 Die öffentlichen Spitäler sind Unternehmen des Kantons in der Form selbstständiger öffentlich-recht-
licher Anstalten mit eigener Rechtspersönlichkeit und Sitz in Basel.
2 Die öffentlichen Spitäler sind im Handelsregister eingetragen.

III. Aufgaben

§  3
1 Die öffentlichen Spitäler dienen der kantonalen, regionalen und überregionalen medizinischen Ver-
sorgung im Rahmen der Leistungsaufträge gemäss dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die  
Krankenversicherung (KVG).
2 Sie tragen im Rahmen von Leistungsvereinbarungen mit Hochschulen zur Forschung und Lehre bei.
3 Sie erbringen bedarfsgerecht gemeinwirtschaftliche Leistungen.
4 Sie können weitere Leistungen erbringen, soweit dadurch die Erfüllung der staatlichen Leistungsauf-
träge nicht beeinträchtigt wird.

IV. Kooperationen, Beteiligungen und Veräusserungen

§  4
1 Die öffentlichen Spitäler können Kooperationen eingehen, Unternehmen gründen oder sich an Unter-
nehmen beteiligen.

1) SG 111.100.
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2 Der Erwerb von Beteiligungen, die Übertragung von Aktiven auf Dritte oder Verpfändung von Akti-
ven an Dritte, an welchen ein öffentliches Spital nicht mehrheitlich beteiligt ist, bedarf der Zustim-
mung des Regierungsrates, wenn der vom Regierungsrat in der Eigentümerstrategie festgelegte Pro-
zentsatz des Eigenkapitals überschritten wird.
3 Auslagerungen an privatrechtliche Unternehmen bedürfen der Genehmigung des Regierungsrates.

V. Organisation

V.1. Organe 2)

§  5
1 Die Organe des öffentlichen Spitals sind:

a) Verwaltungsrat;
b) Spitalleitung;
c) Revisionsstelle.

V.2. Verwaltungsrat

§  6 Zusammensetzung, Wahl und Abberufung
1 Der Verwaltungsrat besteht aus fünf bis neun Mitgliedern.
2 Die Präsidentin oder der Präsident und die weiteren Verwaltungsratsmitglieder werden vom Regie-
rungsrat gewählt.
3 Die Amtsdauer beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich.
4 Die Entschädigung der Verwaltungsratsmitglieder wird vom Regierungsrat genehmigt.
5 Verwaltungsratsmitglieder können vom Regierungsrat jederzeit abberufen werden.
6 Die Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen nicht gleichzeitig dem Grossen Rat angehören. Der Re-
gierungsrat berücksichtigt Personen mit den für die Leitung eines Spitals erforderlichen Qualifikatio-
nen.

§  7 Aufgaben
1 Der Verwaltungsrat ist das oberste Führungsorgan.
2 Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) Festlegung der strategischen Ausrichtung im Rahmen der vom Regierungsrat bestimmten 
Eigentümerstrategie und der Leistungsaufträge;

b) Genehmigung der Mehrjahresplanung und des Budgets inklusive Investitionen;
c) Festlegung der Kooperations- und Allianzstrategie;
d) Festlegung der Personalstrategie, der Anstellungsbedingungen und des Einreihungsver-

fahrens;
e) Wahl und Anstellung der Mitglieder der Spitalleitung sowie der Spitaldirektorin oder des 

Spitaldirektors;
f) Festlegung der Organisation;
g) Aufsicht über die Spitalleitung;
h) Durchführung einer angemessenen Risikokontrolle;
i) Erlass der erforderlichen Reglemente, insbesondere Finanz-, Preis-, Organisations- und 

Personalreglemente;
j) Vertretung des Spitals nach aussen, insbesondere gegenüber den Behörden des Kantons, 

unter Vorbehalt anderer Regelungen im Organisationsreglement;

2) Softwarebedingte, redaktionelle Einfügung von Gliederungsbuchstaben oder -ziffern.
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k) zeitgerechte und vorausblickende Information und Konsultation des Regierungsrates in 
den für den Kanton relevanten Fragen.

V.3. Spitalleitung

§  8 Zusammensetzung
1 Die Spitalleitung besteht aus der Spitaldirektorin oder dem Spitaldirektor und den Spitalleitungsmit-
gliedern.
2 Die Spitaldirektorin oder der Spitaldirektor ist gegenüber den weiteren Spitalleitungsmitgliedern wei-
sungsbefugt.

§  9 Aufgaben
1 Die Spitalleitung ist das operative Führungsorgan.
2 Die Spitalleitung hat unter Vorbehalt der Kompetenzen vorgesetzter Instanzen sämtliche Kompeten-
zen zur Führung des öffentlichen Spitals. Die Kompetenzen und Aufgaben der Spitalleitung sind im 
Organisationsreglement festgelegt.

V.4. Revisionsstelle

§  10
1 Die Revisionsstelle wird vom Regierungsrat für eine Amtsdauer von einem Jahr gewählt. Wieder-
wahl ist möglich.
2 Die Revisionsstelle prüft die Buchführung und Jahresrechnung.
3 Sie erstattet dem Verwaltungsrat schriftlich über das Ergebnis ihrer Prüfung Bericht.

VI. Aufsicht

§  11
1 Im Rahmen seiner Aufsichtsbefugnisse ist der Regierungsrat berechtigt, Auskünfte zu verlangen und 
in Unterlagen Einsicht zu nehmen.
2 Er nimmt Kenntnis vom Bericht der Revisionsstelle, genehmigt auf Antrag des Verwaltungsrates die 
Jahresrechnung und entscheidet auf Antrag des Verwaltungsrates über die Verwendung des Bilanzge-
winnes.
3 Die Jahresrechnung wird vom Regierungsrat dem Grossen Rat zur Kenntnis gebracht.
4 Gegenüber Dritten und anderen Behörden ist der Regierungsrat zur Wahrung der Geschäftsgeheim-
nisse verpflichtet.

VII. Personal

VII.1. Anstellungsverhältnis

§  12
1 Die öffentlichen Spitäler schliessen mit dem Personal öffentlich-rechtliche Arbeitsverträge ab. Abs. 5 
bleibt vorbehalten.
2 Die öffentlich-rechtlichen Arbeitsverträge orientieren sich an den Bedürfnissen des Betriebs und des 
Personals sowie an den Gegebenheiten des Marktes.
3 Der Verwaltungsrat kann im Einvernehmen mit  den massgebenden Personalverbänden Gesamtar-
beitsverträge abschliessen.
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4 Soweit der Gesamtarbeitsvertrag und die Vorschriften des Verwaltungsrates nichts anderes bestim-
men, finden die Vorschriften des Bundesgesetzes betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivil-
gesetzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht) vom 30. März 1911 sinngemäss Anwendung.
5 Vorbehalten bleiben die durch Drittmittel finanzierten Anstellungsverhältnisse.

VII.2. Privatärztliche Tätigkeit

§  13
1 Der Verwaltungsrat legt die Voraussetzungen zur Ausübung und die Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen der privatärztlichen Tätigkeit in einem Reglement fest.

VII.3. Berufliche Vorsorge

§  14
1 Zur Gewährleistung der beruflichen Vorsorge des Personals schliessen sich die öffentlichen Spitäler 
der Pensionskasse des Basler Staatspersonals an.
2 Die Bedingungen für das Personal entsprechen denjenigen, die für das Staatspersonal des Kantons 
Basel-Stadt gelten.
3 Vorbehalten bleiben abweichende Regelungen im Personalreglement.

VIII. Finanzen

VIII.1. Dotationskapital

§  15
1 Zur Erfüllung seiner Aufgaben gewährt der Kanton jedem öffentlichen Spital ein Dotationskapital.
2 Jedes öffentliche Spital verfügt über eine angemessene Eigenkapitalquote.

VIII.2. Fremdkapital

§  16
1 Die öffentlichen Spitäler können Fremdkapital aufnehmen.

VIII.3. Vermögen

§  17
1 Die öffentlichen Spitäler verfügen über eigene Vermögen. Diese beinhalten insbesondere Umlaufver-
mögen, Immobilien, Mobilien und Immaterialgüterrechte.

VIII.4. Rechnungslegung

§  18
1 Die öffentlichen Spitäler wenden einen allgemein anerkannten Rechnungslegungsstandard an, der ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermit -
telt.
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VIII.5. Steuern

§  19
1 Die öffentlichen Spitäler sind im Kanton Basel-Stadt von sämtlichen kantonalen und kommunalen 
Steuern befreit.

IX. Haftung und Verantwortlichkeit

IX.1. Haftung

§  20
1 Für die Verbindlichkeiten eines öffentlichen Spitals haftet ausschliesslich das jeweilige Spitalvermö-
gen. Die öffentlichen Spitäler schliessen entsprechend der Art und des Umfangs der Risiken Haft-
pflichtversicherungen ab.
2 Für privatrechtlich organisierte Tochtergesellschaften der öffentlichen Spitäler gelten ausschliesslich 
die Haftungsvorschriften des Obligationenrechts.

IX.2. Verantwortlichkeit

§  21
1 Für die Verantwortlichkeit der Mitglieder der Verwaltungsräte und der Spitalleitungen sowie der Re-
visionsstellen der öffentlichen Spitäler gelten sinngemäss die obligationenrechtlichen Bestimmungen 
über die aktienrechtliche Verantwortlichkeit.
2 Das Gesetz über die Haftung des Staates und seines Personals (Haftungsgesetz, HG) vom 17. No-
vember 1999 findet insoweit keine Anwendung.
3 Streitigkeiten aus Verantwortlichkeitsansprüchen gemäss Abs. 1 werden durch die Zivilgerichte be-
urteilt. Der Kanton hat in einem solchen Verfahren die Stellung eines Aktionärs und eines Gesell-
schaftsgläubigers. Zuständig ist der Regierungsrat.

X. Benutzungsverhältnis und Rechtspflege

X.1. Benutzungsverhältnis

§  22
1 Das Rechtsverhältnis zwischen den Patientinnen und Patienten und den öffentlichen Spitälern ist öf -
fentlich-rechtlich.

X.2. Rechtspflege

§  23
1 Der Verwaltungsrat regelt die erstinstanzliche Entscheidbefugnis der Organe und Organisationsein-
heiten.
2 Gegen Verfügungen gemäss Abs. 1 kann gemäss dem Gesetz betreffend die Organisation des Regie-
rungsrates und der Verwaltung des Kantons Basel-Stadt  (Organisationsgesetz,  OG) vom 22.  April  
1976 beim Verwaltungsrat Rekurs erhoben werden.
3 Gegen Verfügungen des Verwaltungsrates kann gemäss dem Gesetz über die Verfassungs- und Ver-
waltungsrechtspflege (VRPG) vom 14. Juni 1928 beim Verwaltungsgericht Rekurs erhoben werden.

5



Öffentliche Spitäler: Gesetz 331.100

XI. Übergangs- und Schlussbestimmungen

XI.1. Errichtung

§  24
1 Mit Wirksamkeit dieses Gesetzes erlangen die öffentlichen Spitäler eigene Rechtspersönlichkeit.

XI.2. Rechtsübergang und Eigentumsverhältnisse

§  25
1 Das gesamte betriebsnotwendige Finanz- und Verwaltungsvermögen, insbesondere das Eigentum an 
sämtlichen Mobilien sowie sämtliche Rechte und Pflichten, welche der Kanton für die öffentlichen 
Spitäler erworben hat oder eingegangen ist, geht sinngemäss den Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung (Fusionsgesetz, FusG) vom 3. Okto-
ber 2003 im Zeitpunkt der Wirksamkeit des Gesetzes auf die öffentlichen Spitäler über.
2 Immobilien werden auf den Zeitpunkt der Wirksamkeit des Gesetzes ohne Grund und Boden auf die 
öffentlichen Spitäler übertragen. Der Kanton gewährt verzinsliche selbstständige und dauernde Bau-
rechte.

XI.3. Eröffnungsbilanz

§  26
1 Auf den Stichtag der Eröffnungsbilanz erfolgt eine Bewertung der Aktiven und Passiven der öffentli -
chen Spitäler auf der Basis eines anerkannten Rechnungslegungsstandards im Sinne von § 18.
2 Die öffentlichen Spitäler erhalten das Nettovermögen zu Eigenkapital.

XI.4. Übergangs- und Ausführungsbestimmungen

§  27 Allgemeines
1 Der Regierungsrat erlässt die erforderlichen Übergangs- und Ausführungsbestimmungen.
2 Er ist zu allen Handlungen ermächtigt, die für die Überführung der Betriebe der öffentlichen Spitäler 
in die öffentlich-rechtlichen Anstalten erforderlich sind.

§  28 Personal
1 Solange kein Gesamtarbeitsvertrag im Sinne von § 12 Abs. 3 abgeschlossen wird, richten sich die  
betreffenden Anstellungsverhältnisse bis längstens 31. Dezember 2015 inhaltlich nach dem Personal -
gesetz vom 17. November 1999 und dem Gesetz betreffend Einreihung und Entlöhnung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Kantons Basel- Stadt (Lohngesetz) vom 18. Januar 1995.
2 Vorbehalten bleiben die durch Drittmittel finanzierten Anstellungsverhältnisse sowie vom Verwal-
tungsrat für spezielle Fälle erlassene besondere Anstellungs-, Entlöhnungs- und Arbeitsbedingungen 
zur Sicherstellung der Konkurrenzfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt oder zur Gewinnung und Erhaltung 
von Mitarbeitenden.
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XI.5. Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts

§  29 Pensionskassengesetz
1 Das Gesetz betreffend die Pensionskasse Basel-Stadt (Pensionskassengesetz) vom 28. Juni 2007 3) 

wird wie folgt geändert: 4)

Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Referendum 5). Der Regierungsrat bestimmt nach 
Eintritt der Rechtskraft den Zeitpunkt der Wirksamkeit. 6)

3) SG 166.100.
4) § 29: Die Änderung wird hier nicht abgedruckt.
5) Angenommen in der Volksabstimmung vom 15. 5. 2011
6) Wirksam seit 1. 1. 2012.
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